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URGENT ACTION 

Alle willkürlich Gefangenen freilassen! 
Venezuela 

Hunderte Inhaftierte                       28. September 2026 

Zwischen 22. und 26. September haben die venezolanischen Behörden weitere willkürlich inhaftierte Personen 

freigelassen. Darunter sind Damián Rojas, Nudre Chourio und Renny González. Gleichzeitig sind weiterhin 

Hunderte Menschen aus politischen Gründen in Haft, andere gelten als „verschwunden“. 

Die Freilassung der vielen willkürlich Inhaftierten in Venezuela kommt nur langsam voran. Hunderte sind 

weiterhin zu Unrecht in Haft. Die Betroffenen, ihre Angehörigen, Menschenrechtsverteidiger*innen und 

zivilgesellschaftliche Organisationen fordern die sofortige und bedingungslose Freilassung jeder einzelnen 

Person, die dieser schweren Menschenrechtsverletzung ausgesetzt ist, darunter Jonathan Delgado, Jorgen 

Guanares, Juan Carlos Marrufo, Olbis Dirinot, Rafael Guedes und Roberto Pérez. Andere werden nur unter 

Auflagen freigelassen. Gerichtsverfahren und Ermittlungen laufen oft weiter. 

Besonders besorgniserregend ist auch das Schicksal von Jorgen Guanares, dessen Verbleib seit seiner 

mutmaßlichen Festnahme am 2. August 2024 unbekannt ist. Seine Familie sucht unermüdlich nach ihm.  

Juan Carlos Marrufo, der seit dem 19. März 2019 willkürlich inhaftiert ist, muss dringend medizinisch versorgt 

werden – was ihm die Behörden verweigern. Die Verweigerung lebenswichtiger medizinischer Versorgung von 

Inhaftierten kann Folter und Misshandlung gleichkommen. 

Bitte schreiben Sie einen höflichen Protestbrief (E-Mail, X-Nachricht, Fax oder Luftpostbrief) mit folgenden 

Forderungen: 

▪ Sorgen Sie bitte für die sofortige Freilassung aller willkürlich Inhaftierten und stellen Sie ihre Strafverfolgung 

ein. Das Leben aller inhaftierten Personen muss geschützt werden. Ihr Verbleib und Schicksal müssen 

bekannt gegeben werden, ihre medizinische Versorgung muss gewährleistet sein, und sie müssen 

Familienbesuch erhalten dürfen. 

 

Bitte schreiben Sie Ihre Protestbriefe möglichst sofort. Schreiben Sie in gutem Spanisch, Englisch oder 

Deutsch. Schicken Sie eine Kopie an die Botschaft. Bitte verschicken Sie nach dem 23. November 2026 keine 

Protestbriefe mehr.

Schreiben Sie an den 

Generalstaatsanwalt: 

Larry Devoe, Attorney General 

Edificio Ministerio Público, PB 

Av. Urdaneta, esquinas de Ánimas a Platanal 

Caracas, VENEZUELA 

(Anrede: Mr Attorney General /  

Sehr geehrter Herr Generalstaatsanwalt) 

Schicken Sie eine Kopie an: 

Botschaft der Bolivarischen Republik Venezuela 

Herrn Vartkes Martin Saatdjian Castellanos 
Gesandter-Botschaftsrat 
Lietzenburger Str. 107, 10707 Berlin 
Fax: 030 – 83 22 40 20 
E-Mail: embavenez.berlin@botschaft-venezuela.de 
oder embavenez.movil@gmail.com 

Sie können auch auf unserer Website bei dieser Aktion mitmachen. Dort finden Sie die fertigen Protestbriefe: 

https://www.amnesty.de/mitmachen/urgent-actions 

ACHTUNG! Bitte prüfen Sie auf der Website der Deutschen Post unter „Brief International“, ob die Briefzustellung in das 
Zielland möglich ist. Falls nicht, senden Sie Ihr Protestschreiben bitte als E-Mail oder Fax. Papierbriefe können auch an die 
Botschaft des Ziellandes in Deutschland geschickt werden. 

  

https://www.amnesty.de/mitmachen/urgent-actions
https://www.deutschepost.de/de/b/briefe-ins-ausland/laenderinformationen.html
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Sie können auch auf Englisch schreiben: 

▪ I call on you to ensure the immediate release of all of those arbitrarily detained in Venezuela and the end of 

criminal proceedings against all victims of persecution. Every detainee in state custody must have their life 

protected, their fate and whereabouts known, and adequate medical care and family visits guaranteed. 

 
HINTERGRUNDINFORMATIONEN 

Seit Januar 2026 haben die venezolanischen Behörden langsam und sporadisch einige willkürlich Inhaftierte 

freigelassen, die meisten unter Auflagen und unter Aufrechterhaltung der strafrechtlichen Ermittlungen oder 

Anklagen gegen sie. Die Auflagen verletzen weiterhin ihre Rechte auf Freiheit und freie Meinungsäußerung. 

Das behördliche Vorgehen gegen sie umfasst strafrechtliche Ermittlungen, Anklagen, Gerichtsverfahren und 

bereits verhängten Freiheitsstrafen. Diese anhaltende Kriminalisierung und Rechtsverletzung betrifft auch 

Tausende ehemalige Betroffene politisch motivierter willkürlicher Inhaftierungen, die bereits vor Januar 2026 

freigelassen worden waren.  

Eine Freilassung darf nicht an Bedingungen geknüpft sein, die die Rechte der Betroffenen einschränken. 

Außerdem darf kein Strafverfahren gegen sie laufen. Deswegen müssen die laufenden Straf- und 

Gerichtsverfahren gegen ehemalige Häftlinge, die nur aus politischen Gründen willkürlich in Haft waren, sofort 

eingestellt werden. Dazu zählen auch die Verfahren gegen Javier Tarazona, Carlos Julio Rojas, Rocío San 

Miguel und Tausende weitere Betroffene, denen weiterhin eine Haftstrafe droht. 

Die venezolanischen Behörden müssen ihrer Verpflichtung nachkommen, detaillierte, aktuelle und geprüfte 

Informationen über jede Person in ihrem Gewahrsam bereitzustellen. Der unabhängigen Mission vom UN-

Menschenrechtsrat und dem Büro des Hochkommissars für Menschenrechte (OHCHR) muss uneingeschränkter 

Zugang zu den Inhaftierten im Land gewährt werden. Sie müssen Menschenrechtsverletzungen ungehindert 

überwachen und dokumentieren können. 

Mit Stand vom 28. September 2026 befinden sich nach wie vor Hunderte Menschen aus politischen Gründen 

in willkürlicher Haft. Offizielle Zahlen liegen jedoch nicht vor, da die venezolanischen Behörden ihren 

internationalen und nationalen Verpflichtungen, offizielle Informationen über alle Personen in Haft 

bereitzustellen und internationalen Menschenrechtsmechanismen Zugang sowie eine unabhängige Überprüfung 

zu gewährleisten, nach wie vor nicht nachkommen. Deswegen schätzt Amnesty International die Arbeit 

zivilgesellschaftlicher Organisationen sehr, die eng mit den Betroffenen zusammenarbeiten – wie Foro Penal, 

Justicia, Encuentro y Perdón und das Komitee für die Freiheit politischer Gefangener. Diese schätzen die Zahl 

der willkürlich aus politischen Gründen inhaftierten Personen auf etwa 300 bis über 400. 

Seit 2020 haben Berichte der unabhängigen internationalen Untersuchungsmission der UN für die 

Bolivarische Republik Venezuela Hunderte Fälle von außergerichtlichen Hinrichtungen, Verschwindenlassen, 

willkürlichen Inhaftierungen, Folter und anderer grausamer, unmenschlicher oder erniedrigender Behandlung, 

die seit 2014 im Land begangen wurden, dokumentiert. Ebenfalls belegen die Berichte die Art und Weise, in 

der das Justizsystem als Instrument für die Unterdrückungspolitik der Regierung dient, und kommen zu dem 

Schluss, dass einige dieser internationalen Verbrechen und Menschenrechtsverletzungen Verbrechen gegen die 

Menschlichkeit darstellen. Die Regierung fährt damit seit Langem eine repressive und auf Schikane, 

Strafverfolgung und Zensur beruhende Linie gegen Aktivist*innen und zivilgesellschaftliche Organisationen, die 

sich für den Schutz der Rechte der Venezolaner*innen einsetzen. In Venezuela herrscht derweil eine komplexe 

humanitäre und menschenrechtliche Krise, die dazu geführt hat, dass so viele Menschen wie nie zuvor das 

Land verlassen haben, um im Ausland Schutz zu suchen. Bis Mai 2025 waren 7,9 Millionen Menschen aus 

Venezuela geflohen. Amnesty International hat wiederholt die Aufhebung des sogenannten Anti-NGO-Gesetzes 

und aller anderen Rechtsmechanismen gefordert, die die Arbeit zivilgesellschaftlicher Organisationen 

einschränken, kontrollieren und behindern. 

 

Weitere Informationen zu UA-072/2024 (AMR 53/8390/2024, 2. August 2024; AMR 53/8396/2024, 8. 

August 2024; AMR 53/9257/2025, 24. April 2025; AMR 53/0225/2025, 25. August 2025, AMR 

53/0635/2026, 23. Januar 2026; AMR 53/0884/2026, 16. April 2026, AMR 53/1059/2026, 26. Mai 2026; 

AMR 53/1291/2026, 14. Juli 2026 und AMR 53/1369/2026, 25. August 2026) 

https://www.r4v.info/
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HINTERGRUNDINFORMATIONEN - FORTSETZUNG 

Mindestens seit 2014 greift die venezolanische Regierung im Rahmen einer systematischen 

Unterdrückungspolitik auf politisch motivierte willkürliche Inhaftierungen zurück, um jegliche Form von 

tatsächlicher oder vermeintlicher Opposition in Venezuela zu unterdrücken. Zwischen Dezember 2025 und Mai 

2026 haben die venezolanischen Behörden langsam und sporadisch einige willkürlich Inhaftierte freigelassen, 

die meisten mit Auflagen und unter Aufrechterhaltung der strafrechtlichen Ermittlungen oder Anklagen gegen 

sie. So auch die gewaltlosen politischen Gefangenen und Menschenrechtsverteidiger*innen Javier Tarazona, 

Carlos Julio Rojas und Rocío San Miguel.  

Seit November 2021 führt die Anklagebehörde des Internationalen Strafgerichtshofs ein strafrechtliches 

Ermittlungsverfahren zu der Lage in Venezuela durch und konzentriert sich dabei insbesondere auf von den 

Sicherheitskräften, zivilen Behörden und regierungstreuen Gruppen (Colectivos) mindestens seit April 2017 

begangene Verbrechen gegen die Menschlichkeit wie „Inhaftierung und andere schwere Formen des Entzugs 

der körperlichen Freiheit; Folter; Vergewaltigung und andere Formen der sexualisierten Gewalt [sowie] 

Verfolgung aus politischen Gründen“. 

Am Nachmittag des 24. Juni 2026 erschütterten zwei Erdbeben den Norden Venezuelas mit einer Stärke von 

jeweils 7,2 und 7,5 auf der Richterskala. Am 25. Juni veröffentlichte Amnesty International eine 

Pressemitteilung, in der die Organisation vor den verheerenden Auswirkungen warnte, die diese Erdbeben auf 

die Menschen in Venezuela haben dürften – vor dem Hintergrund einer seit einem Jahrzehnt andauernden 

komplexen humanitären Notlage, einer systematischen Politik der Unterdrückung und, was besonders 

schwerwiegend ist, eines zusammengebrochenen Gesundheitssystems. Am 30. Juni veröffentlichte Amnesty 

International eine Urgent Action, in der eine menschenrechtskonforme und diskriminierungsfreie 

Katastrophenhilfe sowie die Freilassung aller willkürlich Inhaftierten gefordert wird. 

 


